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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

Bundesministerium der Finanzen veröffentlicht BMF-Schreiben zur 
Ertragsbesteuerung von virtuellen Währungen und sonstigen Token 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 11. Mai 2022 in Abstimmung 
mit den obersten Finanzbehörden der Länder ein BMF-Schreiben zur 
Ertragsbesteuerung von virtuellen Währungen und sonstigen Token veröffentlicht. 

Das BMF will mit dem Schreiben den Praktikern in Verwaltung und Wirtschaft 
sowie dem einzelnen Steuerpflichtigen einen rechtssicheren und einfach 
anwendbaren Leitfaden zur ertragsteuerrechtlichen Behandlung von virtuellen 
Währungen und sonstigen Token an die Hand geben.  

Damit liegt erstmals eine bundesweit einheitliche Verwaltungsanweisung zum 
Thema vor. 
 
Das BMF-Schreiben behandelt verschiedene Krypto-Sachverhalte, die technisch 
erläutert und ertragsteuerrechtlich eingeordnet werden. Neben dem An- und 
Verkauf etwa von Bitcoin oder Ether betrifft dies insbesondere die Blockerstellung 
(bei Bitcoin Mining genannt). Daneben beschäftigt sich das BMF-Schreiben mit 
Staking, Lending, Hard Forks, Airdrops, den ertragsteuerrechtlichen 
Besonderheiten von Utility und Security Token sowie Token als 
Arbeitnehmereinkünfte. 

Eine der am intensivsten diskutierten Fragen im Vorfeld war, ob Vorgänge wie 
Lending und Staking zu einer Verlängerung der Frist führen können, innerhalb 
derer ein privater Verkauf der hierfür genutzten virtuellen Währung als privates 
Veräußerungsgeschäft nach § 23 Einkommensteuergesetz steuerpflichtig ist. In 
Abstimmung mit den Ländern hält das BMF-Schreiben nun fest, dass die 
sogenannte Zehnjahresfrist bei virtuellen Währungen keine Anwendung findet. 

Die parlamentarische Staatssekretärin Katja Hessel kündigte im Rahmen der 
Veröffentlichung außerdem an, dass ein ergänzendes Schreiben zu den 
Mitwirkungs- und Aufzeichnungspflichten bereits in Arbeit sei. 

Die Grundsätze des Schreibens sind auf alle offenen Fälle anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 10. Mai 2022, IV C 1 - S 2256/19/10003 :001. 

 

 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-05-09-einzelfragen-zur-ertragsteuerrechtlichen-behandlung-von-virtuellen-waehrungen-und-von-sonstigen-token.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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BMF: Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei sonstigen 
Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 05. Mai 2022 ein Schreiben 
zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei sonstigen Leistungen 
auf dem Gebiet der Telekommunikation veröffentlicht. 

Hintergrund: 

Die Bereitstellung von Internet- und/oder TV-Anschluss an einen Unternehmer 
stellt eine sonstige Leistung auf dem Gebiet der Telekommunikation dar. Der 
Leistungsort bestimmt sich nach § 3a Abs. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG). Der 
Leistungsempfänger ist gem. § 13b Abs. 2 Nr. 12 i. V. m. Abs. 5 Satz 6 UStG 
Steuerschuldner, wenn er ein Unternehmer ist, dessen Haupttätigkeit in Bezug 
auf den Erwerb dieser Dienstleistung in deren Erbringung besteht und dessen 
eigener Verbrauch von untergeordneter Bedeutung ist (sog. Wiederverkäufer). 

Auffassung des BMF: 

Der Begriff des Wiederverkäufers ist grundsätzlich eng auszulegen. 
Wohnungseigentümergemeinschaften und Vermieter, die 
Telekommunikationsdienstleistungen an die einzelnen Wohnungseigentümer 
bzw. Mieter weitergeben, werden jedoch regelmäßig nicht von dem Begriff des 
Wiederverkäufers umfasst. 

Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 846, wird 
wie folgt geändert: 

1. Abschnitt 4.12.1 Abs. 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst: „Als Nebenleistungen sind 
in der Regel die Lieferung von Wärme, die Versorgung mit Wasser, auch mit 
Warmwasser, die Überlassung von Waschmaschinen, die Flur-und 
Treppenreinigung, die Treppenbeleuchtung, die Lieferung von Strom sowie die 
Bereitstellung von Internet-und/oder TV-Anschluss durch den Vermieter 
anzusehen (vgl. BFH-Urteil vom 15.1.2009, V R 91/07, BStBl II S. 615, und 
EuGH-Urteile vom 11.6.2009, C-572/07, RLRE Tellmer Proberty, und vom 
27.9.2012, C-392-11, Field Fisher Waterhouse).“  

2. In Abschnitt 13b.7b werden nach Absatz 6 folgende Absätze 7 und 8 angefügt:  

„(7) Wohnungseigentümergemeinschaften sind f 
Telekommunikationsdienstleistungen als Leistungsempfänger nicht 
Steuerschuldner, wenn diese Leistungen als nach § 4 Nr. 13 UStG 
steuerfreie Leistungen der Wohnungseigentümergemeinschaften an die 
einzelnen Wohnungseigentümer weitergegeben werden. 2Dies gilt auch, 
wenn die Wohnungseigentümergemeinschaft derartige Umsätze nach § 9 
Abs. 1 UStG als steuerpflichtig behandelt.  

(8) Vermieter sind f Telekommunikationsdienstleistungen als 
Leistungsempfänger nicht Steuerschuldner, wenn diese Leistungen als 
nach § 4 Nr. 12 UStG steuerfreie Nebenleistungen der Vermieter an die 
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einzelnen Mieter weitergegeben werden. 2Dies gilt auch, wenn der Vermieter 
derartige Umsätze nach § 9 Abs. 1 UStG als steuerpflichtig behandelt.“ 

Anwendungsregelungen  

Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Bei 
Leistungen, die vor dem 1. Juli 2022 ausgeführt werden, wird es nicht 
beanstandet, wenn die Beteiligten übereinstimmend die Vorschrift des § 13b Abs. 
2 Nr. 12 UStG angewendet haben. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 02. Mai 2022, III C 3 - S 7279/19/10006 :004. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-05-02-steuerschuldnerschaft-des-leistungsempfaengers-bei-sonstigen-leistungen-auf-dem-gebiet-der-telekommunikation.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 12. Mai 2022 

 
 
Art. 132 Abs. 1 Buchst. m MwStSystRL hat keine unmittelbare 
Wirkung, so dass sich eine Einrichtung ohne Gewinnstreben auf 
diese Bestimmung vor den nationalen Gerichten nicht berufen 
kann (Folgeentscheidung zum EuGH-Urteil Golfclub Schloss Igling 
vom 10.12.2020 - C-488/18, EU:C:2020:1013; Änderung der 
Rechtsprechung). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 020/22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verwendung von Kohle als Heizstoff zur Herstellung von 
Asphaltmischgut ist gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 i.V.m. § 51 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a EnergieStG steuerfrei, da es sich bei 
Asphaltmischgut um eine Ware aus Asphalt handelt. 
 
Zum Urteil, siehe auch das inhaltsgleiche Urteil VII R 32/19 vom 
selben Tag. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es besteht kein Anspruch auf Auskunft über die bei der 
Informationszentrale für steuerliche Auslandsbeziehungen 
gespeicherten Daten. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil V R 48/20 (V R 
20/17): Keine Berufung 
auf das Unionsrecht für 
Leistungen im Bereich 
des Sports 
 
 
 
 
 
 
21. April 2022 
 

Urteil VII R 31/19: 
Steuerfreie 
Verwendung von 
Kohle zur Herstellung 
von Asphaltmischgut 
 
 
 
 
 
 
23. November 2021 
 

 

 
Urteil II R 43/19: 
Auskunftsanspruch 
nach der Datenschutz-
Grundverordnung 
 
 
 
 
 
 
 
17. November 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210077/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/umsatzsteuerpflicht-bei-sportvereinen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250069/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210076/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Arbeitsteilung in Arztpraxis kann zu Gewerbebetrieb führen 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat in einem aktuellen Urteil entschieden, 
dass eine Gemeinschaftspraxis von Zahnärzten insgesamt als Gewerbebetrieb 
einzustufen (und damit gewerbesteuerpflichtig) ist, wenn einer der Ärzte für die 
Organisation, Verwaltung und Leitung der Praxis zuständig ist und nur noch in 
geringem Umfang eigene zahnärztliche Beratungs- und Behandlungsleistungen 
am Patienten erbringt. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine in Rheinhessen ansässige sog. Partnerschaftsgesellschaft, 
in der sich mehrere approbierte Zahnärzte zur gemeinsamen Ausübung der 
zahnärztlichen Behandlung von Privat- und Kassenpatienten 
zusammengeschlossen haben. 

Im Streitjahr erzielte die Praxis Umsatzerlöse von rund 3,5 Millionen Euro, wovon 
nur ca. 900 € auf einen der sog. Seniorpartner entfielen, der hauptsächlich für die 
Organisation, Verwaltung und Leitung der Praxis zuständig war. 

Nach einer Betriebsprüfung vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass die 
Einkünfte der Gemeinschaftspraxis nicht mehr als freiberuflich, sondern als 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu qualifizieren seien, weil bei einer freiberuflichen 
Personen- oder Partnerschaftsgesellschaft jeder Gesellschafter die Merkmale 
selbständiger Arbeit in eigener Person erfüllen müsse. 

Richterliche Entscheidung 

Nach erfolglosem Einspruchsverfahren hat das Finanzgericht Rheinland-Pfalz die 
Klage der Ärzte abgewiesen. 

Bei einer Gemeinschaftspraxis – so das Gericht – müsse jeder der Gesellschafter 
(= Arzt) in eigener Person die Hauptmerkmale des freien Berufes erfüllen, d.h. 
nicht nur über die persönliche Berufsqualifikation verfügen, sondern die 
freiberufliche Tätigkeit tatsächlich auch entfalten. Dabei müsse die Tätigkeit durch 
die unmittelbare, persönliche und individuelle Arbeitsleistung des Berufsträgers 
geprägt sein. Diese Tätigkeit könne nicht – auch nicht durch eine besonders 
intensive - leitende Tätigkeit ersetzt werden, wie z.B. Organisation des Sach- und 
Personalbereichs, Arbeitsplanung, Arbeitsverteilung, Aufsicht über Mitarbeiter und 
deren Anleitung und die stichprobenweise Überprüfung der Ergebnisse. 

Ein Arzt schulde eine höchstpersönliche und individuelle Arbeitsleistung am 
Patienten und müsse deshalb einen wesentlichen Teil der ärztlichen Leistungen 
selbst erbringen. Grundsätzlich sei zwar eine gewisse Arbeitsteilung bzw. 
„Teamarbeit“ unschädlich. So könne der Arzt z.B. in sog. „Routinefällen“ die 
jeweils anstehenden Voruntersuchungen bei den Patienten durchführen, die 
Behandlungsmethode festlegen und sich die Behandlung „problematischer Fälle“ 
vorbehalten bzw. die Erbringung der eigentlichen ärztlichen Behandlungsleistung 
an angestellte Ärzte delegieren. 

Erforderlich sei aber, dass sich jeder Gesellschafter (= Arzt) kraft seiner 
persönlichen Berufsqualifikation an der „Teamarbeit“ im arzttypischen Heilbereich 
beteilige. Übernehme er (nahezu) nur kaufmännische Leitungs- oder sonstige 
Managementaufgaben, sei er nicht freiberuflich, sondern gewerblich tätig. Dies 
führe dazu, dass die gesamte Tätigkeit der Gemeinschaftspraxis als gewerblich 
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anzusehen sei. Denn wenn Gesellschafter einer Personengesellschaft teilweise 
freiberuflich und teilweise gewerblich tätig seien, so sei ihre Tätigkeit nach § 15 
Abs. 3 Nr. 1 Alt. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) insgesamt als gewerblich zu 
qualifizieren. Die Tätigkeit des gewerblich tätigen Arztes „infiziere“ die Tätigkeit 
der freiberuflichen Ärzte. 

Das Urteil ist laut dem Finanzgericht noch nicht rechtskräftig. 

Fundstelle 

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 16. September 2021 (4 K 1270/19); die 
Revision beim BFH ist zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts bekannt; 
siehe die Pressemitteilung des Finanzgerichts vom 12. April 2022. 

 

 

EuGH: City-Karte für Touristen als Mehrzweck-Gutschein 

In einem schwedischen Vorabentscheidungsersuchen hatte der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) erstmals die Gelegenheit, sich zur Anwendung der ab 2019 
geltenden Gutscheinregelungen in der Mehrwertsteuerrichtlinie zu äußern. 
Zentrale Frage war dabei, ob eine sogenannte „City Card“ ein Gutschein ist und 
ob insoweit ein Mehrzweck-Gutschein vorliegt. Die Europarichter halten im 
entschiedenen Einzelfall eine Einordnung als Mehrzweck-Gutschein für möglich. 

Hintergrund und Sachverhalt  

Ein Einzweck-Gutschein ist ein Gutschein, bei dem bereits bei Ausstellung alle 
Informationen vorliegen, die benötigt werden, um die umsatzsteuerliche 
Behandlung der zugrunde liegenden Umsätze mit Sicherheit zu bestimmen. Die 
Umsatzbesteuerung erfolgt bereits im Zeitpunkt der Ausgabe bzw. Übertragung 
des Gutscheins. Ein Mehrzweck-Gutschein liegt vor, wenn im Zeitpunkt der 
Ausstellung nicht alle Informationen für eine zuverlässige Bestimmung der 
Umsatzsteuer vorliegen. Die Besteuerung erfolgt hier erst dann, wenn die 
tatsächliche Lieferung oder sonstige Leistung erbracht wird. Die Bestimmungen 
über Gutscheine in der Mehrwertsteuerrichtlinie der EU gelten für Gutscheine, die 
nach dem 31. Dezember 2018 ausgestellt werden. 

In dem schwedischen Vorabentscheidungsersuchen geht es um eine als "City 
Card" bezeichnete Karte, die dem Karteninhaber das Recht gibt, für einen 
begrenzten Zeitraum und bis zu einem bestimmten Wert bestimmte 
Dienstleistungen an bestimmten Orten in Anspruch zu nehmen. Die Karte gibt 
den Karteninhabern während eines begrenzten Zeitraums und bis zu einem 
bestimmten Wert das Recht auf Zugang zu einer Vielzahl an Attraktionen, wie 
Sehenswürdigkeiten und Museen. 

Vorlagefrage: Handelt es sich bei einer Karte, die den Karteninhaber berechtigt, 
verschiedene Dienstleistungen an einem bestimmten Ort für einen begrenzten 
Zeitraum und bis zu einem bestimmten Wert in Anspruch zu nehmen, um einen 
Gutschein, und stellt er in diesem Fall einen Mehrzweck-Gutschein dar? 

Die Zweifel an der Charakterisierung der „City-Card“ als Mehrzweck-Gutschein 
ergaben sich u. a. dadurch, dass sie durch eine hohe Wertgrenze und eine kurze 
Geltungsdauer charakterisiert ist, was normalerweise dazu führt, dass ein 
durchschnittlicher Verbraucher die Karte nicht in vollem Umfang nutzen kann. 

 

 

https://fgnw.justiz.rlp.de/de/startseite/detail/news/News/detail/arbeitsteilung-in-arztpraxis-kann-zu-gewerbebetrieb-fuehren/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Entscheidung des EuGH 

Der EuGH bejaht die Ausgangsfrage grundsätzlich. Ein Instrument, das seinen 
Inhaber berechtigt, verschiedene Dienstleistungen an einem bestimmten Ort 
während eines begrenzten Zeitraums und bis zu einem bestimmten Wert in 
Anspruch zu nehmen, kann einen „Gutschein“ im Sinne von Art. 30a Nr. 1 
Mehrwertsteuerrichtlinie darstellen, auch wenn ein Durchschnittsverbraucher 
aufgrund der begrenzten Gültigkeitsdauer dieses Instruments nicht alle 
angebotenen Dienstleistungen in Anspruch nehmen kann. Dieses Instrument, so 
der EuGH, stelle einen „Mehrzweck-Gutschein“ im Sinne von Art. 30a Nr. 3 dieser 
Richtlinie dar, da die auf diese Dienstleistungen geschuldete Mehrwertsteuer zum 
Zeitpunkt seiner Ausstellung nicht feststeht. 

Gutschein: Zu prüfen sei zum einen, ob bei einem solchen Instrument die 
Verpflichtung besteht, es als Gegenleistung oder Teil einer solchen für eine 
Lieferung von Gegenständen oder eine Erbringung von Dienstleistungen 
anzunehmen und zum anderen, ob die zu liefernden Gegenstände oder zu 
erbringenden Dienstleistungen oder die Identität der möglichen Lieferer oder 
Dienstleistungserbringer entweder auf dem Instrument selbst oder in damit 
zusammenhängenden Unterlagen angegeben sind. Obwohl aus der 
Vorlageentscheidung hervorgeht, dass diese beiden Voraussetzungen offenbar 
erfüllt sind, müsse dies jedoch vom vorlegenden Gericht erst noch gesondert 
überprüft und bestätigt werden. 

Mehrzweck-Gutschein: Die Mehrwertsteuer, die für die vom Inhaber der in Rede 
stehenden Karte in Anspruch genommenen Dienstleistungen geschuldet wird, 
steht zum Zeitpunkt der Ausstellung der Karte nicht fest, was ihre Einstufung als 
„Einzweck-Gutschein“ im Sinne von Art. 30a Nr. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
ausschließt. Folglich wäre diese Karte, sofern sie nach Überprüfung durch das 
vorlegende Gericht, einen „Gutschein“ darstellt, als „Mehrzweck-Gutschein“ im 
Sinne von Art. 30a Nr. 3 dieser Richtlinie einzustufen, denn der Begriff des 
Mehrzweck-Gutscheins habe eine Auffangfunktion: Alle anderen Gutscheine als 
Einzweck-Gutscheine stellten nämlich nach der Bestimmung in Art. 30a Nr. 3 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie „Mehrzweck-Gutscheine“ dar. 

Den Umstand, dass ein Durchschnittsverbraucher aufgrund der kurzen 
Gültigkeitsdauer nicht alle umfassten Leistungen in Anspruch nehmen kann, sieht 
der EuGH als irrelevant an. 

Anmerkung: Mit BMF-Schreiben vom 2. November 2020 hatte die deutsche 
Finanzverwaltung zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Einzweck- und 
Mehrzweck-Gutscheinen Stellung genommen (siehe dazu: Blogbeitrag vom 8. 
November 2020). 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 28. April 20211 (C-637/20), DSAB Destination Stockholm.  

 

 

 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228144/bmf-zur-umsatzsteuerlichen-behandlung-von-einzweck-und-mehrzweck-gutscheinen/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228144/bmf-zur-umsatzsteuerlichen-behandlung-von-einzweck-und-mehrzweck-gutscheinen/
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=70A43012324B5078A662ACAD16FCC39B?text=&docid=258491&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=3619596
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  

Automotive Tax Seminar 2022 

31.05. bis 01.06. 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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